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44 der Bayerischen Haushaltsordnung – BayHO, einschließlich der Allgemeinen Neben-

bestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung – ANBest-P/ANBest-K). Die 

ESF+-Förderung ist dem Bereich der freiwilligen Förderung zuzuordnen. Die Förderung 

erfolgt ohne Rechtsanspruch und im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Die För-

derung erfolgt auf Ausgabenbasis; in diesen Förderhinweisen wird aus Gründen der be-

grifflichen Konsistenz mit den EU-beihilferechtlichen Vorschriften gleichwohl der Begriff 

„Kosten“ verwendet. 
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1. Zweck der Förderung 

Für Langzeitarbeitslose bzw. Arbeitslose mit Fluchthintergrund stellt nicht schon die 

Langzeitarbeitslosigkeit per se ein Vermittlungshemmnis dar. Zu häufig mangelnder Qua-

lifizierung treten oft auch noch mangelnde Sprachkenntnisse hinzu.  

Zweck der Förderung ist es, diese Defizite durch Qualifizierung und sozialpädagogische 

Betreuung auszugleichen und so die Arbeitsmarktchancen für Langzeitarbeitslose und 

Arbeitslose mit Fluchthintergrund zu verbessern.  

2. Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Projekte, welche spezifische Ansätze zur Ersteingliederung von Men-

schen mit Fluchthintergrund in den ersten Arbeitsmarkt anbieten.  

Die Projekte müssen mindestens nachfolgende drei Komponenten verbinden: 

a) Aktivierung  

 Bestandsaufnahme der Situation des Teilnehmenden 

 Aktivierung, Impulsgabe und Motivation zu beruflicher Aus- und Weiterbildung 

sowie Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt  

b) Betreuungsmaßnahmen 

 Sozialpädagogische Betreuung mit stützenden Elementen  

 Verbesserung des Zugangs zu weiteren Unterstützungs- und Betreuungsdiens-

ten 

c) berufliche Qualifizierung 

 Vermittlung beruflicher Schlüsselqualifikationen, u.a. Rechnen und auf den Ar-

beitsmarkt bezogene Maßnahmen zur Stärkung persönlicher und sozialer Kom-

petenzen 

 Informationen über den Arbeitsmarkt in Deutschland, Rechte und Pflichten als 

Arbeitnehmer, über den Rechtsstaat in Deutschland und die Gleichstellung und 

Gleichberechtigung von Mann und Frau 

 mindestens ein Modul aus einem anerkannten Berufsbild. Es können darüber 

hinaus noch weitere Module aus dem Berufsbild angeboten werden 

 Betriebliche Arbeitserfahrung (Praktikum) von mindestens vier Wochen und 

längstens ein Sechstel (1/6) der Zeit der theoretischen und fachpraktischen Un-

terrichtsphase 
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Die Module sollen den Anforderungen der Berufsausbildungsvorbereitungs-Bescheini-

gungsverordnung - BAVBVO – für Qualifizierungsbausteine entsprechen und durch die 

zuständige Stelle1 bestätigt sein. Eine Datenbank der Qualifizierungsbausteine befindet 

sich unter: www.ueberaus.de    

Diese Komponenten können in geeigneten Fällen mit einem Sprachtraining Deutsch 

ergänzt werden. 

Da dieses ergänzend zu den Angeboten des Bundesamts für Migration (BAMF) ist, kann 

es in einem Umfang von bis zu 160 Unterrichtsstunden2 mindestens im Sprachniveau A2 

nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmen angeboten werden. 

Die Kompetenzen der Lehrkräfte müssen den Standards3 der berufsbezogenen Deutsch-

sprachförderung gem. § 45a AufenthG entsprechen. 

In den Maßnahmen kann keine Kinderbetreuung angeboten werden, deshalb soll auf 

Kinderbetreuungsmöglichkeiten entweder auf der Grundlage von § 16 Abs. 1 SGB II 

i.V.m. §§ 45, 46, 83 SGB III oder auf der Grundlage des § 16a Nr. 1 SGB II oder auf der 

Grundlage des § 24 SGB VIII zurückgegriffen werden.  

Sozialpädagogische Betreuung 

Die Projekte beinhalten sozialpädagogische Betreuungsmaßnahmen und stützende Ele-

mente. Notwendigkeit, Inhalt und Umfang sind im Konzept darzustellen.  

Sie sind durch Sozialpädagogen oder Personen mit gleichwertiger Qualifikation zu erbrin-

gen.  

  

                                                

 

1 Zuständige Stellen sind in der Regel die Kammern. Es reicht, wenn eine zuständige Stelle in  

Deutschland die Inhalte bestätigt hat. Sie finden eine Liste unter dem Link oben. 
2 Eine Unterrichtsstunde beträgt 60 Minuten. 
3 Diese sind in § 18 der Verordnung über die berufsbezogene Deutschsprachförderung vom 04.Mai 2016 (BAnz AT 

04.05.2016 V1) geregelt, geändert durch Verordnung vom 14. März 2017 (BGBI. I S. 481) 

http://www.ueberaus.de/


  

SEITE 5 

 

 

Es ist eine maximale sozialpädagogische Betreuung von wöchentlich 20 Stunden mög-

lich. Die maßgebenden Werte für Teilzeitprojekte sind der nachstehenden Tabelle zu ent-

nehmen: 

 Maximale wöchentliche 

sozialpädagogische Betreuung 

Vollzeit ab 37 UE / Woche 20 Std / Woche 

Teilzeit ab 25 UE / Woche  15 Std / Woche 

 

Es ist für jeden Teilnehmenden ein individueller Förderplan zu erstellen, der die Grund-

lage für die Qualifizierung und die betreuende Arbeit bildet und mit dem die angestrebten 

Lehrgangsziele schrittweise umgesetzt werden. Die Entwicklungsschritte der Teilnehmer 

sind im Verlauf der Maßnahme zu dokumentieren. 

Förderfähig sind nicht: 

 Projekte mit einem laufenden Ein- und Austritt von wechselnden Teilnehmenden   o-

der solche mit Beschäftigung und/ oder Verleih von Teilnehmenden, 

 Projektinhalte, welche die gesetzlichen Aufgaben der Arbeitsagenturen oder der Job-

center wie das Profiling, die Vermittlung oder solche Bereiche betreffen, die mit Maß-

nahmen der Arbeitsverwaltung (wie Vermittlungsgutschein, Bildungsgutschein) umge-

setzt werden können, 

 Qualifizierungen in Kombination mit  

o Arbeitsgelegenheiten (1-Euro-Jobs) nach § 16 d SGB II,  

o geförderten Beschäftigungen oder  

o Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 

 Nachbetreuung der Teilnehmenden nach Beendigung der Maßnahme. 

3. Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind grundsätzlich alle juristischen Personen des privaten und öffentli-

chen Rechts mit Sitz und Arbeitsstätte in Deutschland, insbesondere freie und öffentliche 

Einrichtungen, Unternehmen, Kommunen, Bildungsträger, Forschungseinrichtungen oder 

Verbände. Die Förderung richtet sich ausschließlich an Weiterbildungsanbieter. Natürli-

che Personen können keine Zuwendung nach diesen Förderhinweisen erhalten. 
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4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Förderfähige Teilnehmende 

Projekte im Rahmen dieser Förderhinweise müssen sich an förderfähige Teilnehmende 

gem. der nachfolgenden Definition richten 

Förderfähige Teilnehmende sind:  

 Erwerbsfähige, erwachsene Personen mit Fluchthintergrund,  

o die einen gesicherten Aufenthaltsstatus (Anerkennung) in Deutschland haben und 

sich noch nicht länger als vier Jahre in Deutschland aufhalten sowie Anspruch auf 

Leistungen nach dem Bürgergeld-Gesetz haben und dem Arbeitsmarkt tatsäch-

lich zur Verfügung stehen.  

Die Teilnehmenden müssen über ein ausreichendes Sprachniveau verfügen und 

den Integrationskurs des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ab-

solviert haben. Dies ist zu belegen. Er ist vorrangig. Dies ist erforderlich, damit die 

Teilnehmenden dem Unterricht folgen können und das sprachliche Verständnis 

für eine Teilnahme mitbringen. 

oder 

o die einen Aufenthaltstitel nach § 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) sowie An-

spruch auf Leistungen nach dem Bürgergeld-Gesetz haben und dem Arbeits-

markt tatsächlich zur Verfügung stehen. Die förderfähigen Teilnehmenden sollen 

über ein ausreichendes Sprachniveau verfügen und den Integrationskurs (BAMF) 

absolviert haben. Dies ist erforderlich, damit die Teilnehmenden dem Unterricht 

folgen können und das sprachliche Verständnis für eine Teilnahme mitbringen.  

 nur solche Personen, die außerdem schriftlich einwilligen, an Monitoring- und Evalu-

ierungsmaßnahmen mitzuwirken (Einwilligungserklärung). 

4.2 Zeitliche Rahmenbedingungen und Anzahl der Teilnehmenden 

4.2.1 Laufzeiten des Projekts 

Die Projekte sollen mindestens vier Monate und in der Regel nicht länger als neun Mo-

nate dauern.  
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Für die Verlängerung oder Fortsetzung von Projekten sind positive Ergebnisse für die 

Zielerreichung / die Indikatoren des Projekts erforderlich. Sie werden durch Monitoring 

und Evaluierung festgestellt.  

Verlängerte Projekte sind als neue Projekte zu bewerten. In diesem Fall ist ein neuer An-

trag zu stellen.  

4.2.2 Vorbereitungszeit 

Die Vorbereitungszeit4 darf in der Regel 4 Wochen nicht überschreiten.  

Zeiten der Vor- bzw./ und Nachbereitung von Unterrichtseinheiten (45 Minuten) wäh-

rend des Projekts, welche durch Eigenpersonal des Projektträgers erbracht werden, sind 

in einem Umfang von bis zu 15 Minuten (je Unterrichtseinheit) möglich, soweit dies nach-

gewiesen werden kann. Damit können für eine Unterrichtseinheit, welche von projektträ-

gereigenem Personal in der Maßnahme vorgenommen wird, maximal 60 Minuten in An-

satz gebracht werden. 

4.2.3 Mindest-Umfang 

Die Projekte sollen vorrangig in Vollzeit durchgeführt werden. Eine Vollzeitmaßnahme ist 

gegeben ab einem Stundenvolumen von 37 Unterrichtseinheiten (UE)5 je Woche.  

Nur in begründeten Ausnahmefällen ist eine Durchführung in Teilzeit möglich. Teilzeit-

maßnahmen umfassen mindestens 25 UE je Woche. Die Ausnahme wird als gegeben 

erachtet, wenn die überwiegende Anzahl der Teilnehmenden dem Arbeitsmarkt nur in 

Teilzeit zur Verfügung steht und dies durch die Arbeitsagentur / das Jobcenter im Rah-

men der arbeitsmarktlichen Stellungnahme bestätigt ist. 

4.2.4 Mindest-Teilnehmendenzahl 

Die Mindest-Teilnehmendenzahl liegt bei zehn Personen zu Beginn der Maßnahme. Die 

Höchst-Teilnehmendenzahl darf 20 Personen nicht überschreiten.  

Das Projekt muss mindestens mit der in der Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmebe-

ginn oder wenn eine solche nicht ergeht, mit der im Bewilligungsbescheid genannten 

                                                

 

4 Vorbereitungszeit ist der Zeitraum vor dem Start der Maßnahme (LL Kosten und Finanzierung). 
5 Eine Unterrichtseinheit beträgt mindestens 45 Minuten. 

https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
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Zahl von Teilnehmenden6 beginnen. Ausschlaggebend ist die im Antrag bezifferte Zahl 

von Teilnehmenden. 

Eine Abweichung der tatsächlichen Teilnehmendenzahl von bis zu einem Fünftel ist zu 

Beginn (hier ist die Mindest-Teilnehmendenzahl von zehn Personen einzuhalten) oder im 

Verlauf des Projekts unschädlich. Bei der Berechnung wird auf ganze Zahlen abgestellt, 

es ist abzurunden.  

Solange das Qualifizierungsziel noch erreicht werden kann, ist ein nachträglicher Eintritt 

von einzelnen Teilnehmenden nach Abstimmung mit dem Jobcenter und mit vorheriger 

Zustimmung der Bewilligungsstelle möglich. 

Die Bewilligungsstelle ist bei Unter- bzw. Überschreitung der ursprünglichen Teilnehmen-

denzahl unverzüglich zu informieren. In diesen Fällen ist eine Anpassung des Kosten- 

und Finanzierungsplans vorzunehmen und ggf. zu prüfen, ob der Zuwendungszweck 

noch erreicht wird. Der Projektträger hat das mit der Änderung der Teilnehmendenzahl 

verbundene finanzielle Risiko zu tragen. 

4.3 Weitere allgemeine Voraussetzungen 

Die Qualifizierung muss sich am konkreten Bedarf des regionalen Arbeitsmarkts ausrich-

ten. Die Ausrichtung am regionalen Bedarf gilt als gegeben, wenn dies von der zuständi-

gen Arbeitsagentur und dem zuständigen Jobcenter mit einer arbeitsmarktlichen Stel-

lungnahme belegt wird. Die arbeitsmarktliche Stellungnahme der zuständigen Ar-

beitsagentur oder des zuständigen Jobcenters ist dem Antrag beizufügen. Die Stellung-

nahme hat eine Prognose zu umfassen, ob nach erfolgreicher Qualifizierung eine Ver-

mittlung in den ersten Arbeitsmarkt erfolgen kann.  

Die Vorlage ist erhältlich unter: Arbeitsmarktliche Stellungnahme 

 

                                                

 

6  Teilnehmende sind zugewiesene und tatsächlich erschienene Personen. Als Teilnehmende gelten auch Personen, 

deren vorübergehende Abwesenheit durch Attest (Arzt oder Arbeitsagentur / Jobcenter) entschuldigt ist. 

https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
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Der Bewilligungszeitraum muss mit dem Maßnahmezeitraum übereinstimmen bzw. die-

sen umfassen. Der Bewilligungszeitraum muss die Zeiten der Vorbereitung der ESF+ 

Maßnahme umfassen, sofern diese geltend gemacht werden (siehe Nr. 4.2.2). 

Der Urlaubsanspruch der Teilnehmenden beträgt bei Maßnahmen in Vollzeit bis zu 20 

Tage pro Kalenderjahr. Bei unterjährigen Maßnahmen oder Maßnahmen in Teilzeit ist 

der Urlaub anteilig zu gewähren. 

Jedem Teilnehmenden ist ein aussagekräftiges Zertifikat nach BAVBVO über die Kurs-

inhalte und ein Zeugnis über die erbrachten Leistungen und /oder die abgelegte Ab-

schlussprüfung auszustellen. Das Zertifikat oder die Teilnahmebescheinigung haben auf 

die Beteiligung der Europäischen Union zu verweisen. Näheres dazu siehe Nr. 6.2. 

Entfällt der Bürgergeld-Bezug während der Maßnahme, kann der Teilnehmende in der 

Maßnahme verbleiben, wenn bereits 2/3 der Maßnahme durchgeführt sind und zu erwar-

ten ist, dass der Teilnehmende die Maßnahme erfolgreich abschließen wird. 

4.4 Vorliegen von Auswahlkriterien 

Die Projekte müssen  

 den rechtlichen Voraussetzungen (s. Nr. Rechtsgrundlagen), 

 den Vorgaben des ESF+-Programms „Arbeiten und leben in Bayern – Zukunftschan-

cen für Europa“ Europäischer Sozialfonds Plus Bayern 2021-2027, 

 den allgemeinen Projektauswahlkriterien Methodik und Kriterien für die Auswahl von 

Projekten,  

 sowie diesen Förderhinweisen  

entsprechen.  

Auch bei Erfüllung der Auswahlkriterien besteht kein Rechtsanspruch auf Förderung. 

4.4.1 Projektträgerbezogene Auswahlkriterien 

 Der Projektträger ist zuverlässig sowie fachlich und finanziell leistungsfähig. Es liegen 

keine unbeglichenen Rückforderungen wegen meldepflichtiger Unregelmäßigkeiten 

vor.  
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 Der Projektträger muss zu einer zeitgerechten Umsetzung des Projekts und zu einer 

termingerechten Vorlage des Verwendungsnachweises in der Lage sein. 

 Das vom Projektträger für das Projekt eingesetzte Personal verfügt über ein ausrei-

chendes Qualifikationsprofil (fachliche Eignung und praktische Erfahrung). 

 Es liegen Nachweise über vorhandene personelle und sachliche Ressourcen zur 

Durchführung des Projekts vor. 

 Es liegen Nachweise über Referenzen, Erfahrungen, zertifiziertes Qualitätsmanage-

mentsystem, Auditierung, Gütesiegel oder Zertifizierung nach der Akkreditierungs- 

und Zulassungsverordnung Arbeitsförderung (AZAV) vor. 

 Eine Zuwendung darf nur bewilligt werden, wenn eine ordnungsgemäße Geschäfts-

führung gesichert erscheint und in der Lage ist, die Verwendung der Mittel bestim-

mungsgemäß nachzuweisen. 

4.4.2 Projektbezogene Auswahlkriterien 

 Das Projekt muss fachpolitisch zweckmäßig sein (unter Einholung von Stellungnah-

men des Jobcenters / der Arbeitsagenturen – siehe Nr. 4.3) und einen tatsächlichen 

Bedarf decken (arbeitsmarktpolitisches, sozialpolitisches oder regionalpolitisches Er-

fordernis). 

 Aktionsspezifische Zielgrößen (qualitativer und quantitativer Art) über Anzahl der Teil-

nehmenden, Altersstruktur, Abschlussquoten, Ergebnisindikatoren wie etwa jahresbe-

zogene Zielzahlen, Anzahl der Unterrichts- und ggf. Praktikumseinheiten werden be-

rücksichtigt. 

 Ein allgemeiner Zugang zum Projekt für die Zielgruppe ist gewährleistet. 

 In jedem Projekt ist sicherzustellen, dass die Charta der Grundrechte der Europäi-

schen Union (GRC) während der gesamten Vorbereitung und Durchführung geachtet 

wird (Art. 9 Abs. 1 VO (EU) 2021/1060). Die Abgabe einer entsprechenden Erklärung 

(mit der Unterzeichnung des Projektantrags) ist Fördervoraussetzung. Der Projektträ-

ger muss die Teilnehmenden über die Achtung der Charta der Grundrechte informie-

ren. Verletzungen der GRC können zu einem teilweisen oder vollständigen Widerruf 

der Förderung führen. 

 In jedem Projekt ist sicherzustellen, dass die Gleichstellung von Männern und Frauen 



  

SEITE 11 

 

 

und die Einbeziehung einer Geschlechterperspektive während der gesamten Vorbe-

reitung, Durchführung, Begleitung und Evaluierung der Programme sowie der Be-

richterstattung darüber berücksichtigt und gefördert wird (Art. 9 Abs. 3 VO (EU) 

2021/1060).  

 Insbesondere die Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen wird bei der ge-

samten Vorbereitung und Durchführung der Projekte berücksichtigt (Art. 9 Abs. 2 VO 

(EU) 2021/1060).  

 Die Förderung wird grundsätzlich auf Projekte beschränkt, deren Durchführungsort 

innerhalb Bayerns liegt und deren Teilnehmende ihren Wohnsitz und/oder Arbeitsort 

in Bayern haben.  

 Von allen im Rahmen des Programms geförderten Maßnahmen dürfen keine umwelt-

schädlichen Aktivitäten ausgehen (Do no significant harm-Ansatz). 

 Geeignete Publizitätsmaßnahmen müssen im Konzept dargestellt im Rahmen des 

Projekts entsprechend umgesetzt werden. 

4.4.3 Finanzielle Auswahlkriterien 

 Die Höhe der förderfähigen Gesamtkosten für das Projekt ist angemessen.  

 Die Finanzierung ist gesichert. 

 Das Projekt stimmt mit den Grundsätzen einer wirtschaftlichen und sparsamen Haus-

haltsführung überein. 

 Die Buchhaltungspflichten werden erfüllt und 

 das Projekt ist effizient (das Verhältnis der Kosten des Projekts zu seinem beabsich-

tigten Erfolg ist angemessen); bei der Erfolgsbewertung können auch Aspekte der so-

zialen Integration und Stabilisierung berücksichtigt werden.  

5. Art und Umfang der Förderung 

5.1 Art der Förderung  

Die ESF+-Förderung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss zur Projektförderung im 

Wege einer Anteilfinanzierung gewährt  



  

SEITE 12 

 

 

5.2 Zuwendungsfähige Kosten 

Die zuwendungsfähigen Kosten errechnen sich unter Anwendung der Leitlinien Kosten 

und Finanzierung. Der dortige Kostenplan ist zugrunde zu legen. 

Folgende Kosten- und Finanzierungspositionen können eingebracht werden: 

Kostenposition 1.1P- Vergütungen für direkt dem Projekt zurechenbares Eigenpersonal 

(einschl. Steuern und Sozialabgaben):  

Die direkten Kosten für Eigenpersonal7 werden nach Artikel 55 Abs. 2 VO (EU) 

2021/1060 pauschaliert berechnet. Personalkostenabrechnung - „Pauschale 1.720“. Die 

Förderfähigkeit der direkten Personalkosten beschränkt sich auf die vergleichbaren Kos-

ten für Beschäftigte im öffentlichen Dienst (Besserstellungsverbot). 

 

Kostenposition 1.2: Reine Vergütungen (= Vergütung / Honorar ohne Sach- oder Reise-

kosten) für direkt dem Projekt zurechenbares Fremdpersonal:  

Die Personalkosten für das Fremdpersonal werden je nach Schwellenwert durch 

Markterkundung oder Vergabeverfahren festgelegt. Ansetzbar sind nur die Kosten der 

Vergütung des reinen Honorars. Reise- oder andere Sachkosten des Fremdpersonals 

sind in der Restkostenpauschale enthalten. 

Kostenposition 1.3 - Sonstige direkte Personalkosten:  

Hier können die übrigen gesetzlich oder (tarif-) vertraglich vorgesehenen Ausgaben für 

das Projektpersonal wie z. B. Beiträge an die Berufsgenossenschaft angegeben werden. 

Kostengruppe 2 - Folgende Unterstützungsgelder werden entsprechend des Art. 56 Abs. 

2 der VO (EU) 2021/1060 („Leistungen Dritter an den Teilnehmenden“) in Form von Pau-

schalen8 als förderfähige Kosten anerkannt:  

 Bürgergeld (Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ohne Kosten für Unter-

kunft und Heizung nach Einkommensanrechnung gemäß Bescheinigung des Jobcen-

ters auf die Person bezogen) der Teilnehmenden,  

 Leistungen auf die Person bezogen. 

                                                

 

7 Für das Eigenpersonal können im Projektmanagement (incl. Projektleitung) max. 25 Stunden pro Woche und in der 

Projektverwaltung max. 16 Stunden pro Woche eingesetzt werden. Die erbrachten Stunden sind nachzuweisen. 
8 Pauschalen: Ausreichend ist eine Betätigung des Jobcenters / der Arbeitsagentur oder der Leistungsbescheid über 

den Leistungsbezug und dessen Dauer bezogen auf die Projektlaufzeit.  

https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
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 Fahrt- und Kinderbetreuungskosten, 

 kommunale Mittel und Leistungen Dritter, 

 Leistungen zur Eingliederung in Arbeit gem. § 16f (Freie Förderung) SGB II 

Bei Teilzeitmaßnahmen dürfen die Leistungen an die Teilnehmenden nur anteilig als för-

derfähige Kosten berücksichtigt werden. Von einem Vollzeit-Projekt ist erst ab 37 

UE/Woche (durchschnittlich über die gesamte Projektlaufzeit) auszugehen. 

Kostenposition 5P - Pauschalfinanzierung für Restkosten:  

Für sämtliche weitere Kosten gilt eine Restkostenpauschale von 40 % der direkten Per-

sonalkosten (Kostengruppe 1). Sie stützt sich auf Art. 16 Abs. 4 VO (EU) 2021/1057 i. V. 

m. Art. 53, 54, 55, i. V. m. Art. 56 Abs. 1 B der VO (EU) 2021/1060.Damit abgegolten 

sind auch die in der Vorbereitungszeit angefallen Kosten, wie z.B. Marketingkosten, die 

Beschaffung von Unterrichtsmaterial oder die Akquise von Teilnehmenden.  

Link zu ESF+ Homepage.  

5.3 Umfang der Förderung 

Die Höhe der ESF+-Förderung beträgt in der Regel bis zu 40 % der förderfähigen Kos-

ten. Die Höhe der Landesmittelfinanzierung beträgt bis zu 20 %. Die Zuwendung nach 

dieser Richtlinie ist begrenzt auf die Höhe der tatsächlich entstandenen förderfähigen 

Ausgaben, die nicht bereits durch Projekteinnahmen oder Finanzierungsbeteiligungen 

Dritter gedeckt sind. Unter den Voraussetzungen der VV Nr. 2.4.3 zu Art. 44 BayHO 

kann von der Erbringung des Eigenanteils abgesehen werden. 

5.4 Mehrfachförderung 

Gesetzliche Leistungen haben immer Vorrang. Es ist stets darauf zu achten, dass für 

ESF+-geförderte Projekte keine anderen Förderprogramme (beispielsweise des Bundes 

oder der Europäischen Union) in Anspruch genommen werden. Eine Doppelförderung ist 

unzulässig. 

5.5 Gesamtfinanzierung der Maßnahme  

Die Gesamtfinanzierung der Maßnahme ergibt sich aus den förderfähigen direkten Per-

sonalkosten, den Personalkosten für das Fremdpersonal, den sonstigen direkten Perso-

nalkosten, den Vergütungen und Leistungen an die Lehrgangsteilnehmenden sowie den 

https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
https://www.esf.bayern.de/index.php
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Restkosten als Pauschale (vgl. Nr. 5.2 zuwendungsfähige Kosten). Die Gesamtfinanzie-

rung ist sicherzustellen. 

6. Antragsverfahren und zuständige Stellen 

Das Antragsverfahren erfolgt ausschließlich über die Software ESF Bavaria 2021.  

Voranfragen zu Projektmöglichkeiten können jederzeit gestellt werden. 

 

Entscheidungsreife Anträge auf Förderung sind vom Projektträger mindestens 

zwei Monate vor Beginn des Projekts in der Datenbank ESF Bavaria 2021 einzuge-

ben. 

Es muss ein ausführliches Konzept mit Darstellung des Projektablaufs sowie mit Nen-

nung konkreter und nachprüfbarer Zielgrößen eingereicht werden.  

 

Die Auswahl der Projekte obliegt der zuständigen Stelle, Referat S4 beim Bayerischen 

Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS).  

Alle Fördervoraussetzungen und weitere aktuelle Informationen auf der Internet-

seite des ESF+ Bayern. 

  

https://www.esf-bavaria.de/esf/#/login
https://www.esf.bayern.de/index.php
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7. Bewilligung 

Die Bewilligungsbehörde ist das Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS). 

Im Rahmen von Veröffentlichungen und in öffentlicher Kommunikation im Zusammen-

hang mit dem Förderprogramm sowie in direkter Kommunikation mit Antragstellern ist 

ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass Zuwendungen aus dem Programm freiwillige 

Leistungen darstellen und nur insoweit bewilligt werden können, als dafür Haushaltsmittel 

zur Verfügung stehen, und deshalb ein Zuwendungsantrag unter Umständen wegen 

Überzeichnung des Förderprogramms nicht bewilligt werden kann. 

7.1 Evaluierung, Monitoring und Erfolgsbewertung 

Zum Monitoring der Förderung muss der Träger statistische Daten und Informationen 

über das Projekt und über die Teilnehmenden in der Datenbank ESF Bavaria 2021 online 

erfassen und dem Zuwendungsgeber bzw. dem von ihm beauftragten Dritten zur Verfü-

gung stellen. Daten zu den Teilnehmenden sind dabei über einen Teilnehmenden-Frage-

bogen zu erheben und in ESF Bavaria 2021 zu übertragen. 

Alternativ können die Teilnehmenden die Daten über ein vom Projektträger zugesandten 

Link selbst in ESF Bavaria 2021 erfassen. 

Die digitale Unterzeichnung der Einwilligungserklärung hat spätestens zwei Wochen 

nach Projektstart (also ohne schuldhaftes Verzögern) zu erfolgen. 

Unvollständige oder fehlende Angaben führen dazu, dass Teilnehmende nicht in die Be-

richterstattung gegenüber der Europäischen Kommission aufgenommen werden können. 

Die Projektträger müssen daher sicherstellen, dass jeder Teilnehmende vor Projektteil-

nahme eine Einwilligungserklärung über seine Mitwirkung an den Monitoring- und Evalu-

ierungsmaßnahmen abgibt und den Teilnehmenden-Fragebogen ausfüllt.  

7.2 Informations- und Publizitätsmaßnahmen  

Der Projektträger/Begünstigte ist verpflichtet, auf die Unterstützung des Projekts durch 

die Europäische Union deutlich sichtbar hinzuweisen, indem er 

 sofern solche bestehen, auf seiner offiziellen Website und seinen Social-Media-Sites 

das Projekt einschließlich der Ziele und Ergebnisse kurz beschreibt (verhältnismäßig 

https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
https://www.esf-bavaria.de/esf/#/login
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zur Höhe der Unterstützung), und die finanzielle Unterstützung der Europäischen 

Union hervorhebt; 

 die Unterstützung der Europäischen Union auf Unterlagen und Kommunikationsmate-

rial zum Projekt, die für die Öffentlichkeit oder für Teilnehmende bestimmt sind, in 

Form einer Erklärung sichtbar hervorhebt; 

 an einer für die Öffentlichkeit deutlich sichtbaren Stelle mindestens  

ein Plakat in A3 oder größer oder eine gleichwertige elektronische Anzeige mit Infor-

mationen zum Projekt anbringt und darauf die Unterstützung der Europäischen Union 

hervorhebt. 

Das Logo der Europäischen Union ist bei allen Informations- und Publizitätsmaßnahmen 

als Hinweis auf den gemeinschaftlichen Mehrwert aufzunehmen. Im Sachbericht des Er-

stattungsverfahrens zum Projekt ist über die durchgeführten Informations- und Publizi-

tätsmaßnahmen zu berichten.  

Kommt der Begünstigte seinen Publizitätsverpflichtungen nicht nach, kann die Verwal-

tungsbehörde unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 3 % der 

bewilligten Zuwendung (ESF+-Mittel) für das betroffene Projekt kürzen (LL Kosten und 

Finanzierung). 

7.3 Rechtsgrundlagen  

 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere Art. 

162,174 AEU-Vertrag) und der aufgrund des AEU-Vertrages erlassenen Rechtsakte, 

insbesondere die jeweils gültigen Verordnungen und Leitlinien zur Strukturförderung 

 Verordnung (EU) 2021/1060 des europäischen Parlaments und des Rates vom 24. 

Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regio-

nale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den 

Fonds für einen gerechten Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 

Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, 

Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds für die innere Sicherheit und das Instru-

ment für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik, insbesondere 

Art. 2, 46, 47, 50, 51-57, 63, 64, 67, 72-74, 77-80, 82 der Verordnung (EU) 

2021/1060 

 Verordnung (EU) 2021/1057 des europäischen Parlaments und des Rates vom 

https://www.esf.bayern.de/medien/mediakit/vorlagen.php
https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
https://www.esf.bayern.de/esf-foerderung/foerderaktion/fp2021-2027/integrationfuerarbeitslosemitfluchthintergrund.php
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24.Juni 2021 zur Einrichtung des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur 

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013, insbesondere Art. 2, 3, 4, 6, 8, 14, 

16 und 17 der Verordnung (EU) 2021/1057 

 Delegierte Verordnungen und Ausführungsverordnungen aufgrund der vorgenann-

ten Rechtsgrundlagen 

 Bayerisches Haushaltsrecht  

o Bayerische Haushaltsordnung (BayHO), insbesondere Art. 23 und 44 BayHO 

o Verwaltungsvorschriften zur Bayerischen Haushaltsordnung (VV-BayHO), insbe-

sondere VV zu Art. 44 BayHO 

o Allgemeine Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P/ANBest-K) 

 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwfG) 

 Vergaberecht 

 Makroregionale Strategien (Donaustrategie, Alpenstrategie): Es können die ein-

schlägigen Prioritätsfelder der makroregionalen Strategien nach Maßgaben dieser 

Förderhinweise unterstützt werden. 

8. Datenschutz 

Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten sind die datenschutzrechtlichen Bestim-

mungen, insbesondere die Verordnung (EU) 2016/679 (EU-Datenschutzgrundverord-

nung – DSGVO) einzuhalten. Das StMAS, Referat S4 (Verwaltungsbehörde ESF in Bay-

ern) ist verantwortlich im Sinne von Art. 4 Nr. 7 DSGVO. Die Verpflichtungen aus der 

DSGVO (insbesondere die Betroffenenrechte und die Informationspflichten gemäß Art. 

13 f. DSGVO) werden vom StMAS, Referat S4 (Verwaltungsbehörde ESF in Bayern) er-

füllt. 

9. In- und Außerkraftreten 

Der Förderhinweis tritt am 06.07.2022 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2027 außer 

Kraft. 


